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Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 

1. Abgeordneter 
Dr. Sperling 
(SPD) 

Wie hat sich die Zahl der Baugenehmigungen im 
Wohnungsbau nach den bisher vorliegenden 
Zahlen im Verlauf dieses Jahres entwickelt? 

2. Abgeordneter 
Dr. Sperling 
(SPD) 

Welche Schlußfolgerung zieht die Bundesregie-
rung daraus? 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Forschung 
und Technologie 

3. Abgeordneter 
Dr. Klejdzinski 
(SPD) 

Wie beurteilt die Bundesregierung prinzipiell 
das zwischen Amerikanern, Japanern und Euro-
päern diskutierte Projekt einer Totalanalyse des 
menschlichen Erbgutes? 

4. Abgeordneter 
Dr. Klejdzinski 
(SPD) 

Wird sich die Bundesregierung an derartigen 
Gesprächen zur Genomentschlüsselung beteili-
gen, wenn ja, in welcher Art  und Weise? 

Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 

5. Abgeordneter 
Scherrer 
(SPD) 

Erwägt die Bundesregierung Maßnahmen zur 
Verbesserung des gewerblichen Mieterschutzes, 
um zu verhindern, daß zunehmend alteingeses-
sene Handels- und Handwerksbetriebe aus den 
Innenstädten verdrängt werden? 

6. Abgeordneter 
Scherrer 
(SPD) 

Wie beurteilt die Bundesregierung in diesem Zu-
sammenhang Forderungen nach einer Verlänge-
rung des Kündigungsschutzes für Gewerbebe-
triebe, z. B. von drei auf sechs Monate? 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 

7. Abgeordneter 
Schäfer 
(Offenburg) 
(SPD) 

Welche Informationen hat die Bundesregierung 
darüber, daß entgegen der Zusage von Minister-
präsident Albrecht und Bundesfinanzminister 
Dr. Stoltenberg die am 25. Juni 1987 feierlich 
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von Ministerpräsident Albrecht der Öffentlich-
keit übergebene Rauchgasentschwefelungsan-
lage beim Kohlekraftwerk Buschhaus nie in 
Vollbetrieb war, und welche Folgerungen zieht 
sie daraus? 

8. Abgeordneter 
Schäfer 
(Offenburg) 
(SPD) 

Hat die Braunschweigische-Kohlebergwerke-
AG (BKB) die Auflagen zum Bet rieb des Kohle-
kraftwerks Buschhaus eingehalten, und wenn 
nicht, welche Folgerungen geben sich daraus? 

9. Abgeordneter 
Seidenthal 
(SPD) 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Rauch-
gasentschwefelungsanlage des Kraftwerkes 
Buschhaus nur unter mechanischen und prozeß-
technischen Schwierigkeiten betrieben wird und 
diese Einschränkungen dazu geführt haben, daß 
der Block „C" (Kraftwerk Offleben) zur Zeit 
außer Betrieb und das Kraftwerk Buschhaus nur 
mit halber elektrischer Leistung gefahren wird, 
damit die vorgegebenen Grenzwerte eingehal-
ten werden? 

10. Abgeordneter 
Seidenthal 
(SPD) 

Welche arbeitsmarktpolitischen Konsequenzen 
sind zu erwarten, wenn Kraftwerk Buschhaus 
und der Block „C" (Kraftwerk Offleben) mit vol-
ler elektrischer Leistung gefahren wird und die 
vorgegebenen Grenzwerte von 400 mg SO 2/m3 

 Rauchgas und der vom Oberverwaltungsgericht 
Lüneburg festgelegte Schwefeldioxyd-Ausstoß 
von 35 000 Tonnen pro Jahr nicht eingehalten 
werden können? 

11. Abgeordneter 
Susset 
(CDU/CSU) 

Kann die Bundesregierung die Meldung der 
„Neuen Züricher Zeitung „  vom 18. November 
1987 bestätigen, derzufolge das Ins titut für Poly-
mere der ETH-Zürich ein Verfahren zur Herstel-
lung von biologisch abbaubarem, breit einsetz-
barem Plastik auf der Basis von Stärke anwen-
dungsreif entwickelt hat? 

12. Abgeordneter 
Susset 
(CDU/CSU) 

Wenn ja, sieht die Bundesregierung in dieser 
neuen Technologie Möglichkeiten für einen Bei-
trag zu einer umweltfreundlichen Müllentsor-
gung sowie für einen verstärkten Einsatz von 
Agrarrohstoffen, und was gedenkt die Bundesre-
gierung zur Realisierung dieser Möglichkeiten 
zu tun? 

13. Abgeordnete 
Frau 
Wollny 
(DIE GRÜNEN) 

Ist die Bundesregierung mit uns der Ansicht, daß 
die im Störfallbericht der Gesellschaft für Reak-
torsicherheit von 1986 vorgenommene verän-
derte Interpreta tion der Kategorie N von bisher 
„Dies sind in der Regel Vorkommnisse die über 
routinemäßige Ereignisse hinausgehen und im 
Sinne der BMI-Kriterien von Bedeutung sind". 
Zu „Vorkommnissen von untergeordneter Be-
deutung, die nur wenig über routinemäßige be-
triebstechnische Bedeutung hinausgehen" , eine 
deutliche Abschwächung der Bedeutung dieser 
Kategorie bedeuten? 
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14. Abgeordnete 
Frau 
Wollny 
(DIE GRÜNEN) 

Wie groß werden von der Bundesregierung z. Z. 
die Probleme beim Planfeststellungsverfahren 
für die Atommülldeponie in der stillgelegten 
Eisenerzgrube „Konrad" eingeschätzt, und wie 
sehen die konkreten Pläne aus, um das ehema-
lige Salzbergwerk ASSE II als Ausweichstand-
ort einzurichten? 

Geschäftsbereich des Bundesministers für das Post-
und Fernmeldewesen 

15. Abgeordneter 
Börnsen 
(Ritterhude) 
(SPD) 

Bezieht die Bundesregierung die bei der Deut-
schen Bundespost Beschäftigten in einen vom 
Bundesministerium für das Post- und Fernmelde-
wesen propagierten offenen Dialog ein, und wie 
beurteilt die Bundesregierung ein Fernschreiben 
der Oberpostdirektion Bremen vom 30. Oktober 
1987, in dem von den Amtsstellenleitern eine 
aktive Vertretung der Posi tion des Bundesmini-
steriums für das Post- und Fernmeldewesen er-
wartet wird? 

16. Abgeordneter 
Börnsen 
(Ritterhude) 
(SPD) 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß zur 
Durchsetzung einer Neustrukturierung der 
Deutschen Bundespost eine breite Übereinstim-
mung gesucht und gefunden werden muß in der 
Gesellschaft, bei den Bürgern und bei den Be-
schäftigten? 

17. Abgeordnete 
Frau 
Falle 
(SPD) 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß der 
Bericht der Regierungskommission Fernmelde-
wesen nicht bindend sein kann für die Mei-
nungsbildung der bei der Deutschen Bundespost 
Beschäftigten? 

18. Abgeordnete 
Frau 
Faße 
(SPD) 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß vor 
Inkrafttreten von Gesetzen die Meinungsbildung 
auch von Beamten, Angestellten und Arbeitneh-
mern der Deutschen Bundespost nicht durch die 
politische Führung vorgegeben und festgelegt 
werden darf? 

19. Abgeordneter 
Paterna 
(SPD) 

Welche Maßnahmen und Veranstaltungen hat 
die Bundesregierung nach Vorlage des Berichts 
der Regierungskommission Fernmeldewesen 
durchgeführt, um die Beschäftigten der Deut-
schen Bundespost auf die politische Position des 
Bundesministers für das Post- und Fernmelde-
wesen festzulegen, und wie hoch waren die 
Kosten dafür? . 
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20. Abgeordneter 
Paterna 
(SPD) 

Welche Kosten sind der Deutschen Bundespost 
(DBP) nach Übergabe des Berichts der Regie-
rungskommission Fernmeldewesen für Anzei-
gen in Zeitungen und Zeitschriften entstanden, 
um die Öffentlichkeit ausschließlich aus ihrer 
Sicht über die Neustrukturierung der DBP zu 
beeinflussen und zu unterrichten? 

21. Abgeordneter 
Müller 
(Pleisweiler) 
(SPD) 

Wieweit muß bei einem Nichtfunktionieren des 
TV-Sat der Bund für die Gesamtverluste (ein-
schließlich Startkosten) aufkommen, und wieviel 
ist durch Versicherungen abgedeckt? 

Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 

22. Abgeordnete 
Frau 
Nickels 
(DIE GRÜNEN) 

Ist der Bundesregierung die von der Comision 
Nacional Sobre la Desaparicion de Personas 
(CONADEP) zusammengestellte Liste von über 
1 300 Folterern aus der Zeit der Militärdiktatur in 
Argentinien von 1976 bis 1983 inzwischen be-
kannt, und hat sie in Erfahrung gebracht, welche 
dieser Personen inzwischen in den diplomati-
schen Dienst übernommen worden sind? 

23. Abgeordnete 
Frau 
Nickels 
(DIE GRÜNEN) 

Mit welchen Schritten hat die Bundesregierung 
im Rahmen ihrer Möglichkeiten bislang zur Auf-
klärung der Schicksale der 72 deutschen und 
deutschstämmigen Verschwundenen beigetra-
gen, und welche weiteren Schritte gedenkt sie 
zu unternehmen? 

24. Abgeordneter 
Dr. Lippelt 
(Hannover) 
(DIE GRÜNEN) 

Stimmt die Bundesregierung mit mir darin über-
ein, daß die USA mit ihrem bereits laufenden 
Projekt (vergleiche FAZ vom 28. Oktober 1987), 
Mini-Atomreaktoren zur Versorgung von SDI

-

Komponenten zu bauen und in erdnahen Um-
laufbahnen zu postieren, gegen die bisherige 
Regel, keine Kernreaktoren in erdnahe Schich-
ten zu bringen, verstößt, und daß sie damit den 
Auslöser zur nuklearen Verseuchung der Atmo-
sphäre gibt? 

25. Abgeordneter 
Dr. Lippelt 
(Hannover) 
(DIE GRÜNEN) 

Wenn ja, wann und in welcher Form wird die 
Bundesregierung ihren Protest gegenüber der 
US-Regierung zum Ausdruck bringen? 
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26. Abgeordneter 
Stiegler 
(SPD) 

Trifft es zu, daß die Bundesregierung der CSSR 
bei den derzeitigen Gesprächen zur Einführung 
von Tagesvisen an den Grenzen zur CSSR nach 
der gegenwärtigen Rechtslage noch keine Ge-
genseitigkeit anbieten kann, und was wird sie 
unternehmen, um z. B. durch eine Änderung des 
Ausländergesetzes (§ 20) – zumindest auf Ge-
genseitigkeit – sicherzustellen, daß auch die mit 
der Paßnachschau beauftragten Behörden er-
mächtigt werden, normale Sichtvermerke auszu-
stellen? 

27. Abgeordneter 
Böhm 
(Melsungen) 
(CDU/CSU) 

Treffen nach den Erkenntnissen der Bundes-
regierung Beobachtungen der Presse (FAZ vom 
2. November 1987) zu, nach denen politische Re-
präsentanten der Bundesrepublik Deutschland 
bei Vorträgen und anderen Gelegenheiten in 
Spanien sich der englischen Sprache bedienen, 
obwohl ohnehin gedolmetscht werden muß, und 
hat die Bundesregierung Verständnis für die 
Verwunderung, die solches Verhalten in Spa-
nien auslöst? 

28. Abgeordneter 
Böhm 
(Melsungen) 
(CDU/CSU) 

Trifft es zu, daß Ministe rien der Bundesregie-
rung in ihren Korrespondenzen mit der spani-
schen Regierung sich immer mehr eines – oftmals 
fehlerhaften – Englisch bedienen, und ist die 
Bundesregierung bereit, ihre Mitarbeiter anzu-
weisen, solche Korrespondenzen künftig in deut-
scher oder spanischer Sprache abzuwickeln? 

29. Abgeordnete 
Frau 
Hensel 
(DIE GRÜNEN) 

Wie bewertet die Bundesregierung die Tatsache, 
daß der südafrikanische Premier Botha anläßlich 
des Stapellaufs der SAS Drakensberg erklärte, 
mit der Fertigstellung dieses Schiffes sei der Be-
weis erbracht, daß Südafrika eigene U-Boote 
bauen könne? 

30. Abgeordnete 
Frau 
Hensel 
(DIE GRÜNEN) 

Liegen der Bundesregierung Informationen dar-
über vor, ob in Südafrika gegenwärtig U-Boote 
gebaut werden? 

Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 

31. Abgeordneter 
Verheugen 
(SPD) 

,Kann die Bundesregierung im Hinblick auf die 
Notiz „Im Zwielicht" in der Nr. 23 vom 20. No-
vember 1987 der Zeitschrift PUBLIK-FORUM be-
stätigen, daß die Kreditanstalt für Wiederaufbau 
keine Geschäfte mit der Republik Südafrika oder 
von der Republik Südafrika kontrollierten öffent-
lichen oder wirtschaftlichen Einrichtungen tä-
tigt? 
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32. Abgeordneter 
Hiller 
(Lübeck) 
(SPD) 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Abdruck 
einer parteipolitischen Polemik gegen die. SPD 
des schleswig-holsteinischen CDU-Vorsitzenden 
und Bundesministers der Finanzen, Dr. Stolten-
berg, aus dem CDU-Pressedienst (DUD vom 
3. September 1987) wenige Tage vor der schles-
wig-holsteinischen Landtagswahl im offiziellen 
Pressedienst des Bundesministeriums der Finan-
zen (BMF-Finanznachrichten 36/87 vom 4. Sep-
tember 1987) im Hinblick auf das Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts vom 2. März 1977 
(BVerGE 44, 125 ff.)? 

33. Abgeordneter 
Hiller 
(Lübeck) 
(SPD) 

Wird die Bundesregierung in Zukunft dafür Sor-
ge tragen, daß nicht auch in Bonn – wie in Kiel – 
staatliche Einrichtungen und/oder Instrumente 
der staatlichen Öffentlichkeitsarbeit für partei-
politische Interessen in Dienst genommen 
werden? 

34. Abgeordneter 
Lowack 
(CDU/CSU) 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Be-
zeichnung „nicht verheiratet" von verwitweten 
Steuerpflichtigen auf der Lohnsteuerkarte als 
Diskriminierung empfunden wird, und ist die 
Bundesregierung bereit, die Ini tiative dafür zu 
ergreifen, daß die frühere Regelung, die die Be-
zeichnung als „verwitwet" vorsah, wieder her-
gestellt wird? 

35. Abgeordneter 
Lowack 
(CDU/CSU) 

Weshalb wurde die frühere Regelung überhaupt 
geändert? 

36. Abgeordneter 
Heistermann 
(SPD) 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, 
daß es Truppenübungsplätze mit und Truppenü-
bungsplätze ohne Überlassungsvertrag gibt, und 
gedenkt die Bundesregierung hier einheitliche 
Regelungen herbeizuführen? 

37. Abgeordneter 
Heistermann 
(SPD) 

Beabsichtigt die Bundesregierung, für den Trup-
penübungsplatz Senne einen Überlassungsver-
trag mit den britischen Streitkräften abzuschlie-
ßen, der auch ein neues Gesamtnutzungskon-
zept umfaßt? 

38. Abgeordnete 
Frau 
Bulmahn 
(SPD) 

Aus welchem Grund teilte der Parlamentarische 
Staatssekretär beim Bundesminister der Fi-
nanzen, Dr. Voss, mir auf meine Fragen vom 
1. Oktober 1987 mit, daß die Bundesregierung 
über kein Informationssystem verfüge, um Anga-
ben über die regionale Verteilung von Bundes-
ausgaben zu machen, wenn es nach einer Mel-
dung der WIRTSCHAFTSWOCHE vom 6. No-
vember 1987 dem Bundesminister der Finanzen 
durchaus möglich war, eine Liste über „Leistun-
gen aus dem Bundeshaushalt an das Land 
Schleswig-Holstein" vorzulegen, und der Parla-
mentarische Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft, Dr. Riedl, in der Fragestunde vom 
7. Oktober 1987 zusagte, „ihn so bald wie mög- 
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lich schriftlich über die Richtigkeit der in der 
WIRTSCHAFTSWOCHE vom 4. September 1987 
abgedruckten Zahlen zur regionalen Verteilung 
von Bundesaufträgen zu unterrichten"? 

39. Abgeordnete 
Frau 
Bulmahn 
(SPD) 

Wie verteilen sich die „Leistungen aus dem Bun-
deshaushalt 1986" auf die einzelnen Bundes-
länder? 

40. Abgeordneter 
Gansel 
(SPD) 

Wie hat der Vorsitzende des Landesverbandes 
Schleswig-Holstein der CDU, Dr. Stoltenberg, 
nach dem Parteitagsprotokoll des CDU-Landes-
parteitages in Travemünde, das dem Parlamen-
tarischen Staatssekretär Dr. Häfele in der Frage-
stunde des Deutschen Bundestages vom 2. De-
zember 1987 zur Verfügung stand, die Umstände 
dargestellt, unter denen er bei der Suche nach 
einem neuen Generalsekretär für den CDU-Lan-
desverband Schleswig-Holstein Einsicht in die 
Personalakte eines damaligen Oberstleutnants 
der Bundeswehr erhalten hat, und hat eine 
schriftliche Einverständniserklärung des Betrof-
fenen im Bundesministerium der Verteidigung 
vorgelegen? 

41. Abgeordneter 
Catenhusen 
(SPD) 

Wie vereinbart die Bundesregierung die Ankün-
digung des Bundeskanzlers in seiner Regie-
rungserklärung, die Bedingungen für die Arbeit 
privater gemeinnütziger Stiftungen zu verbes-
sern, mit der geplanten Belastung dieser Stiftun-
gen durch die Quellensteuer, und wird deshalb 
eine Herausnahme dieser Stiftungen aus der 
Quellensteuer beabsichtigt? 

42. Abgeordneter 
Catenhusen 
(SPD) 

Welche konkreten Schritte hat die Bundesregie-
rung im einzelnen vorbereitet, um die Bedingun-
gen für die Arbeit gemeinnütziger Stiftungen zu 
verbessern und den Anreiz zu verstärken, daß 
privates Vermögen für gemeinnützige Zwecke 
zur Verfügung gestellt wird? 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Wi rtschaft  

43. Abgeordneter 
Uldall 
(CDU/CSU) 

Welche Regionen des Zonenrandgebietes wür-
den nicht mehr gefördert werden, wenn im Gel-
tungsbereich des ZonenrandförderungsGeset-
zes die gleichen Indikatoren zur Beurteilung der 
Fördergebiete herangezogen würden wie in den 
übrigen Gebieten der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruk-
tur" (GA)? 
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44. Abgeordneter 
Uldall 
(CDU/CSU) 

Welche Regionen außerhalb des Zonenrandge-
bietes könnten bei gleichbleibendem Förderge-
bietsumfang statt dessen in die Förderung einbe-
zogen werden? 

45. Abgeordneter 
Stiegler 
(SPD) 

Welche Auswirkungen hätte die Hamburger In-
itiative zur Änderung des Investitionszulagen-
und des Zonenrandförderungsgesetzes auf die 
Zonenrandförderung insgesamt, und was wird 
die Bundesregierung unternehmen, um die Län-
der Hamburg und Schleswig-Holstein zu veran-
lassen, ihre bilateralen Probleme ohne Gefähr-
dung der Zonenrandförderung zu lösen? 

46. Abgeordneter 
Gansel 
(SPD) 

Was hat die Bundesregierung unternommen, 
nachdem sie Hinweise erhalten hat, daß Firmen 
aus der Bundesrepublik Deutschland an der Gift-
gasproduktion für den Irak beteiligt waren bzw. 
sind? 

47. Abgeordnete 
Frau 
Eid 
(DIE GRÜNEN) 

Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung 
über die Zusammenarbeit der Firmen Industrie-
kontor Lübeck (IKL) und Howaldtswerke (HDW) 
mit der Republik Südafrika beim Bau des Ver-
sorgungsschiffes SAS Drakensberg? 

48. Abgeordnete 
Frau 
Eid 
(DIE GRÜNEN) 

Welche andere Firmen neben IKL und HDW 
haben nach dem Wissen der Bundesregierung 
Südafrika beim Bau der SAS Drakensberg unter-
stützt? 

49. Abgeordnete 
Frau 
Beer 
(DIE GRÜNEN) 

Bestreitet die Bundesregierung die Tatsache, 
daß südafrikanische Techniker beim Indust rie-
kontor Lübeck für den Bau des Versorgungs-
schiffes SAS Drakensberg und für den U-Boot

-

Bau ausgebildet worden sind? 

50. Abgeordnete 
Frau 
Beer 
(DIE GRÜNEN) 

Hat die Bundesregierung Informationen dar-
über, ob bundesdeutsche Firmen außer in den 
Fällen der U-Boot-Blaupausen-Lieferungen nach 
Südafrika und der Zusammenarbeit beim Bau 
der SAS Drakensberg in weiteren Projekten des 
Kriegsschiffsbaus in Südafrika engagiert? 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung 

51. Abgeordneter 
Müller 
(Pleisweiler) 
(SPD) 

Hat die Bundesregierung bei ihrem Beschluß, 
bei offenen Badekuren den Pensionskostenzu-
schuß der Krankenkassen künftig zu halbieren, 
erwogen, welche Auswirkungen dies auf die 
Zahl derjenigen hat, die offene Badekuren nut-
zen, und welche wirtschaftlichen Auswirkungen 
diese Kürzungsmaßnahme bei den bundesdeut-
schen Badeorten haben wird? 
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52. Abgeordneter 
Schulhoff 
(CDU/CSU) 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch die 
Arbeitsämter in zunehmendem Maße von der 
Herabbemessung der Arbeitslosenhilfe nach 
§ 136 Abs. 2 Arbeitsförderungsgesetz Gebrauch 
gemacht wird? 

53. Abgeordneter 
Schulhoff 
(CDU/CSU) 

Hält es die Bundesregierung gegebenenfalls 
nicht für geboten, gerade wegen der Probleme, 
die bei älteren Langzeitarbeitslosen bestehen, 
die Anwendungspraxis des § 136 Abs. 2 Arbeits-
förderungsgesetz zu überdenken? 

Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 

54. Abgeordneter 
Gerster 
(Worms) 
(SPD) 

Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse über 
die praktischen Auswirkungen der neuen Gruß-
ordnung (ZDV 10/8) nach Einführung in der 
Bundeswehr vor, insbesondere der Anwendung 
von Ziffer 628: „Untergebene sprechen unmittel-
bare Vorgesetzte mit Disziplinargewalt auch 
außer Dienst mit der dienstlichen Anrede an."? 

55. Abgeordneter 
Gerster 
(Worms) 
(SPD) 

Gilt die in Ziffer 628 beschriebene Pflicht zur 
dienstlichen Anrede für alle Arten außerdienstli-
cher Begegnung, etwa bei privaten Einladun-
gen, im Verein, in der Gaststätte, in der Sauna, 
bei Nachbarn im Mehrfamilienhaus oder in einer 
Wohnsiedlung? 

56. Abgeordneter 
Jungmann 
(SPD) 

Ist die Bundesregierung bereit, die angeblich 
vorliegende Einverständniserklärung des dama-
ligen Oberstleutnants im Bundesministerium der 
Verteidigung zur Einsichtnahme in seine Perso-
nalakte durch den Vorsitzenden des Landesver-
bandes Schleswig-Holstein der CDU, Dr. Stol-
tenberg, dem Verteidigungsausschuß in nichtöf-
fentlicher Sitzung vorzulegen? 

57. Abgeordnete 
Frau 
Simonis 
(SPD) 

Welche Vorkehrungen beabsichtigt die Bundes-
regierung zu treffen, um zu verhindern, daß bei 
der Bewerbung von Bundeswehrsoldaten für 
Parteiämter in Zukunft Einsicht in ihre Perso-
nalakten genommen wird? 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 

58. Abgeordneter 
Pauli 
(SPD) 

Läßt sich nach Auffassung der Bundesregierung 
die Tatsache, daß das mehrheitlich der Deut-
schen Bundesbahn gehörende „Deutsches Rei-
sebüro" wie einer Anzeige in der „Welt" vom 
13. November 1987 zu entnehmen ist, nun schon 
für eine fünfte und sechste Wiederholungsreise 
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nach Südafrika u. a. mit Verlängerungsmöglich-
keiten im Namibia wirbt, mit den Vorstellungen 
der Bundesregierung zur Überwindung des un-
demokratischen und unterdrückerischen Apa rt

-heidsystems in Südafrika vereinbaren, und wie 
beurteilt die Bundesregierung diese Aktivitäten 
des „Deutschen Reisebüros"? 

59. Abgeordneter 
Fischer 
(Homburg) 
(SPD) 

Ist, nachdem der Bundesminister für Verkehr im 
Herbst 1986 von einer damals geplanten Verla-
gerung von Bereichen der Stoffgruppen und der 
maschinentechnischen Gruppen des Gleisbau-
hofs Homburg Abstand genommen hat, der seit-
dem praktizierte Abbau von 26 qualifizierten Ar-
beitsplätzen in den Bereichen eine der vom Bun-
desminister für Verkehr damals erwähnten Al-
ternativen? 

60. Abgeordneter 
Fischer 
(Homburg) 
(SPD) 

Wie beurteilt die Bundesregierung angesichts 
der Arbeitsmarktlage ein derar tiges Vorgehen 
gerade in diesem strukturschwachen Gebiet, 
und hält sie dies für die sozial verträglichste 
Maßnahme? 

61. Abgeordneter 
Brück 
(SPD) 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß der 
Vorstand der Deutschen Bundesbahn auf Grund 
der Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt in den 
kommenden Jahren größere Personalengpässe 
in den Ballungsräumen erwartet und deswegen 
beabsichtigt, Aufgaben in der Oberbauerhaltung 
in zunehmendem Maße in strukturschwache 
Gebiete wie das Saarland zu verlagern? 

62. Abgeordneter 
Brück 
(SPD) 

Welche Folgen wird dies konkret für den Gleis-
bauhof Homburg-Saar haben? 

63. Abgeordnete 
Frau 
Saibold 
(DIE GRÜNEN) 

Wie gedenkt die Bundesregierung den Anschluß 
der Region Niederbayern an das Schnellbahn

-

System der Deutschen Bundesbahn zu sichern, 
wenn jetzt auch noch der einzige IC-Halt – des 
„Johann-Strauß" – in Platt ling gestrichen wird? 

Bonn, den 4. Dezember 1987 


